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Mehr Mut zu weniger 
 Bürokratie in der Pflege
Weniger Bürokratie, mehr gegenseitiges Vertrauen, eine höhere 
 Patientenzufriedenheit und eine stärkere Verantwortung für die Pfle-
gedienste, weil sie über Art und Umfang der Pflege mit entscheiden. 
Wir brauchen mehr Mut zu weniger Bürokratie in der Pflege.

D
ies sieht ein gemeinsamer Mo-
dellversuch „Verordnung Häusli-
che Krankenpflege nach § 37 Abs. 
2 SGB V“ vor. Die Hochschule Ess-

lingen begleitete den Modellversuch wis-
senschaftlich im Rahmen einer Evaluation. 
Hierbei wurden Patientinnen und Pati-
enten vor und nach dem Projekt hinsicht-
lich ihrer Zufriedenheit mit der häuslichen 
Krankenpflege befragt. Am Ende des Mo-
dellversuchs wurden auch die Pflegediens-
te und Ärzte in Telefoninterviews um ihre 
Bewertung gebeten. Die Ergebnisse stell-
te Prof. Dr. Reinhold Wolke gemeinsam 
mit dem vdek auf einer Pressekonferenz in 
Stuttgart vor. 

Seit dem 1. April 2014 bis Ende April 
2015 lief mit der Kassenärztlichen Verei-
nigung Baden-Württemberg (KVBW), dem 
Verband der Ersatzkassen (vdek) und vier 
Pflegediensten von Caritas und Diako-
nie dieser Modellversuch zur Verordnung 
Häuslicher Krankenpflege (HKP) nach § 37 
Abs. 2 SGB V. Rund 30 Ärzte erprobten mit 
vier ambulanten Pflegediensten für Ersatz-
kassenpatienten einen verschlankten Ab-
lauf auf Muster 12, dem Formular für die 
Verordnung Häuslicher Krankenpflege. 

Ziele

Ziele dieses auf zwölf Monate angelegten 
Modellversuchs waren: Die Zusammen-
arbeit zwischen Arzt, Krankenkasse und 
Pflegedienst optimieren und den Verord-
nungsprozess vereinfachen. Es sollen we-
niger Rückfragen und eine stärkere Ver-
antwortung der Pflegedienste möglich sein, 
die über Art und Umfang der Pflege mit ent-
scheiden sollen. Erreicht werden soll ein 
abgekürztes Genehmigungsverfahren und 
damit weniger Verwaltungsaufwand. Nicht 
zuletzt soll damit eine höhere Zufrieden-
heit bei den Patienten erreicht werden und 
somit die Versorgung mit Krankenpflege 
im häuslichen Umfeld verbessert werden. 
Hierzu liefert der nun vorliegende, 222 Sei-
ten umfassende, Abschlussbericht wichtige 
Erkenntnisse und Ansätze.

„Festgehalten werden kann, dass die 
mit den Beteiligten gemeinsam durchge-
führten Arbeitssitzungen konstruktiv und 
an Zielen orientiert waren, die eine Fort-
setzung erfahren sollen. Die Ergebnisse 
und die daraus resultierenden Ergebnis-
se wurden an die Bundesebene weiter-
getragen, weil nur von dort aus weitere 
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Die Krankenhausreform sieht vor, 
Überkapazitäten abzubauen, ohne 
die Versorgung in der Fläche zu min-
dern. Die Kernpunkte der Kranken-
hausstrukturreform sind eine starke 
Spitzenmedizin zum Wohl der Pati-
enten, weniger unnötige Operatio-
nen und eine bessere Pflege am Kran-
kenbett. Dies soll mit einem neuen 
Qualitätsmanagement für rund 2.000 
Krankenhäuser in Deutschland, 221 in 
Baden-Württemberg, gelingen. Klini-
ken sollen sich spezialisieren und auf 
das konzentrieren, was sie am besten 
können. Dadurch soll die Patienten-
sicherheit erhöht und auch die Zahl 
unnötiger Operationen eingedämmt 
werden. Qualitätsberichte sollen so 
formuliert sein, dass sie Patienten 
eine Entscheidungshilfe für ein Haus 
bieten. Die GKV rechnet mit Mehraus-
gaben von 4,1 Milliarden Euro.

K R A N K E N H A U S R E F O R M

Weichenstellung  
im Krankenhaus

THOMAS REUMANN, Präsident der Deutschen 
Krankenhausgesellschaft (DKG) und Vorstands­
vorsitzender der BWKG, mit Frank Winkler vom 
Verband der Ersatzkassen (vdek) am Rande 
einer Veranstaltung im Mai in Stuttgart.
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konnten niedergelassene Ärztinnen und 
Ärzte und Vertreter der ambulanten Pfle-
gedienste, der Ersatzkassen und des MDK 
befragt werden. Insbesondere aber gelang 
es im Rahmen der vorliegenden Evaluation, 
auch die Perspektive der Patientinnen und 
Patienten aufzunehmen. 

Erkenntnisse der Projektevaluation

Die durchgeführten Untersuchungen ver-
deutlichten, wie wenig der derzeitig gülti-
ge Verordnungsprozess gemäß der RVhK 
den Bedürfnissen und der Lebenssituation 
der betroffenen Patientinnen und Patien-
ten gerecht wird. Menschen, die häusliche 
Krankenpflege erhalten, sind in der Regel 
hochaltrig, Hilfe bedürftig und in ihrer Ge-
sundheit sowie ihren alltagspraktischen 
Fähigkeiten eingeschränkt. Sie können da-
her den Ihnen im Verordnungsprozess zu-
gedachten Aufgaben zumeist nicht gerecht 
werden. Der Richtlinienprozess wird in der 
Verordnungspraxis dann folgerichtig nicht 
angewandt, Schattenprozesse haben sich 
etabliert. Es wurde ebenfalls deutlich, dass 
der aktuelle Verordnungsprozess gemäß 
RVhK zu hohem (Arbeits-)Aufwand insbe-
sondere für die Pflegedienste, aber auch 
für Ärztinnen und Ärzte, Patientinnen und 
Patienten sowie Angehörige und Kranken-
kassen führt, auch um die dem Verord-
nungsprozess nach RVhK eigenen Defizi-
te zu kompensieren. 

Der evaluierte Modellprozess ist dem 
Verordnungsprozess gemäß Verordnungs-
richtlinie (RVhK) überlegen. Die Aufgaben 
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Kurzdarstellung der Studie Anlass: 

Menschen, die häusliche Krankenpflege erhalten, sind in der Regel hochaltrig, hilfebedürftig 

und in ihrer Gesundheit sowie ihren alltagspraktischen Fähigkeiten eingeschränkt: Der 

Pflegestatistik des Statistischen Bundesamtes ist zu entnehmen, dass im Dezember 2011 von zu 

Hause gepflegten Menschen ca. ein Drittel (30 %) der Fälle 85 Jahre und älter sind. 62 Prozent 

der zu Hause Versorgten waren Frauen (vgl. Destatis 2013b). 

Damit Menschen häusliche Krankenpflege nach § 37 Absatz 2 SGB V zur Sicherung des 

ärztlichen Behandlungsziels erhalten können, benötigen sie eine ärztlich ausgestellte 

Verordnung.  
Der derzeitige Prozess zur ärztlichen Verordnung, so wie er in der „Richtlinie des Gemeinsamen 

Bundesausschusses über die Verordnung von häuslicher Krankenpflege“ (RVhK) festgelegt ist, 

gilt als sehr aufwändig und schwierig umzusetzen (vgl. Beikirch 2013; vgl. Destatis 2013a; vgl. 

Nett 2014). Auch Büscher und Horn konstatieren, dass sich bei der Erbringung von 

Pflegeleistungen bürokratische Probleme finden, wie zum Beispiel hinsichtlich 

Genehmigungsverfahren und Ablehnung der Leistungen (vgl. Büscher, Horn 2010, S. 13, S. 16). 

Am Beispiel des Beantragungs- und Genehmigungsprozesses für ambulante Pflegeleistungen 

wird deutlich, dass die Komplexität des Vorgangs eine Barriere für die Inanspruchnahme der 

Leistungen darstellt. Insbesondere die zeitliche Belastung und die Dauer des Verfahrens werden 

als kritisch angesehen (vgl. Destatis 2013b, S. 141). 
Folgerichtig empfiehlt der Runde Tisch Pflege als gemeinsame Initiative vom 

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und dem Bundesministerium für 

Gesundheit sowie Vertreterinnen und Vertreter aus Verbänden, aus Ländern und Kommunen, 

Praxis und Wissenschaft (vgl. BMFSF 2010), „(…) die Anordnungsproblematik häuslicher 

Krankenpflege (…) zu überprüfen und im Interesse aller Beteiligten zu vereinfachen“ (Runder 

Tisch Pflege, Arbeitsgruppe III 2005, S. 21). Diese Empfehlung verweist auf den 

Handlungsbedarf hinsichtlich des bürokratischen Aufwands im Bereich der ambulanten 

Versorgung.  
Diese Situation ist Anlass für einen Modellversuch zur Verordnung von häuslicher 

Krankenpflege mit dem Verband der Ersatzkassen (vdek), Landesvertretung Baden-

Württemberg, der Kassenärztlichen Vereinigung Baden-Württemberg (KVBW) und vier 

ambulanten Pflegediensten als Beteiligte. Im Zentrum dieser Entwicklung stehen, neben der 

grundsätzliche Schritte angegangen wer-
den können. Mit einer Überarbeitung des 
derzeitigen Verordnungsformulars könnte 
meines Erachtens schon viel erreicht wer-
den“, so Walter Scheller, Leiter der vdek-
Landesvertretung Baden-Württemberg.

Projekthintergrund

Der Verordnungsprozess für häusliche 
Krankenpflege gemäß „Richtlinie des Ge-
meinsamen Bundesausschusses über die 
Verordnung von häuslicher Krankenpflege“ 
(RVhK) gilt als sehr aufwändig und schwie-
rig umzusetzen. Dies war der Hintergrund 
für den Modellversuch zur Verordnung von 
häuslicher Krankenpflege mit dem Verband 
der Ersatzkassen (vdek), Landesvertretung 
Baden-Württemberg, der Kassenärztlichen 
Vereinigung Baden-Württemberg und vier 
ambulanten Pflegediensten sowie Vertrete-
rinnen und Vertretern von Caritas und Di-
akonie und dem Medizinischen Dienst der 
Krankenversicherung als Beteiligte. Das 
wesentliche Ziel des Modellversuchs be-
stand darin, eine Endbürokratisierung des 
Verordnungsprozesses häuslicher Kran-
kenpflege vorzunehmen und damit den Ab-
stimmungsaufwand zwischen den Ersatz-
kassen, niedergelassenen Ärztinnen und 
Ärzten, ambulanten Pflegediensten sowie 
Patientinnen und Patienten zu reduzieren.

Projektevaluation

Das Evaluationsteam der Hochschule 
Esslingen hat das Modellvorhaben wis-
senschaftlich begleitet. Folgende For-
schungsfragen standen im Mittelpunkt der 
Abschlussevaluation: 

1. Gelingt die beabsichtigte Entbürokra-
tisierung?

2. Werden die ärztlichen Versorgungs-
ziele erreicht?

3. Wird die gesundheitsbezogene Le-
bensqualität der Patientinnen und 
Patienten verbessert bzw. bleibt die-
se gleich?

Die wissenschaftliche Begleitung zeich-
nete sich dadurch aus, dass verschiedene 
Perspektiven berücksichtigt wurden: So 

DER BERICHT  kann unter http://www.vdek.com/
LVen/BAW/Presse/veroeffentlichungen.html 
heruntergeladen werden. 

Wir fordern die Rückkehr zur paritä-
tischen Finanzierung der Kranken-
kassenbeiträge. Vor dem Hintergrund 
der Schätzungen des Bundesgesund-
heitsministeriums und der gesetzli-
chen Krankenversicherung, wonach 
der nur von den Arbeitnehmern auf-
zubringende Zusatzbeitrag von heu-
te durchschnittlich 0,9 Prozent auf 
bis zu 1,8 Prozent bis zum Jahr 2019 
steigen soll, hat eine notwendige De-
batte um eine paritätische Finanzie-
rung der Krankenkassenbeiträge zu 
Recht befeuert. Für mich ist der Sach-
verhalt eindeutig. Es kann keine Dau-
erlösung sein, dass der medizinische 
Fortschritt sowie Mehrleistungen 
einseitig von den Versicherten getra-
gen werden müssen. Dies ist für mich 
nicht hinnehmbar.
Nachdem die Bundesregierung die 
zentralen Reformpakete, wie die Kli-
nikreform und die Reform der am-
bulanten Versorgung, auf den Weg 
gebracht hat, muss sie nun schnellst-
möglich Korrekturen an der GKV-Fi-
nanzierung vornehmen. Hinzu kom-
men mehr Leistungen im Bereich der 
Palliativmedizin und die Prävention 
im Rahmen des Präventionsgesetzes, 
welche die Kassen erheblich belasten. 
Die Arbeitgeber müssen wieder mehr 
Finanzverantwortung übernehmen. 
Es kann nicht sein, dass der Arbeitge-
beranteil am allgemeinen Beitrags-
satz dauerhaft bei 7,3 Prozentpunkten 
festgeschrieben bleibt. Mehr Finanz-
verantwortung bitte!

K O M M E N T A R

Mehr Finanz­
verantwortung 
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WALTER SCHELLER  
Leiter der  
vdek­Landesvertretung 
Baden­Württemberg
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im Modellprozess entsprechen stärker 
den Kompetenzen der Handelnden (Ärzte, 
Pflegedienste, Patienten und Angehörige). 
Der bürokratische Aufwand wird verrin-
gert. Einbußen in der Qualität der Versor-
gung konnten nicht beobachtet werden, die 
ärztlichen Versorgungsziele blieben min-
destens erreicht. 

KV befürwortet Modellversuch

Auch für Dr. Johannes Fechner, stellver-
tretender Vorsitzender der KV Baden-
Württemberg, hat sich gezeigt, dass Ver-
einfachungen durchaus möglich sind und 
gleichzeitig die Versorgung der Patien-
ten darunter nicht leidet. Die Kassenärzt-
liche Vereinigung befürwortet das Er-
gebnis, wonach den Pflegediensten mehr 
Kompetenzen bei der Entscheidung über 
die konkrete Ausgestaltung der Leistun-
gen eingeräumt werden. Wenn die Res-
sourcen knapp werden, die Nachfrage 
aber zunimmt, muss der Mitteleinsatz al-
ler Akteure optimiert werden. Der Mo-
dellversuch Entbürokratisierung häusli-
cher Krankenpflege hat ein vereinfachtes 

Verordnungsverfahren für häusliche Kran-
kenpflege getestet. Probeweise wurde bei 
der Verordnung von Behandlungspflege 
die Festlegung der Maßnahmen teilweise 
auf den Pflegedienst verlagert. 

Die Allgemeinärzte erwerben im Rah-
men ihrer Facharztweiterbildung die er-
forderliche pflegerische und insbesondere 
geriatrische Kompetenz, die sie befähigen, 
Maßnahmen im Rahmen der Behand-
lungspflege zu beurteilen und zu veran-
lassen. Gleichzeitig sind die in der häus-
lichen Krankenpflege tätigen Mitarbeiter 
der Pflegedienste bestens qualifiziert, um 
Art und Umfang der entsprechenden Pfle-
gemaßnahmen beurteilen zu können. Des-
halb gelingt häusliche Krankenpflege heute 
schon da am besten, und zwar sowohl aus 
wirtschaftlicher Sicht als auch aus Sicht des 
Patientenwohls, wo Pflegedienst und Arzt 
im ständigen Austausch stehen und zusam-
menarbeiten, so Dr. Johannes Fechner. 

Das Projekt hat als vertrauensbilden-
de Maßnahme in den Köpfen der Beteilig-
ten eine Veränderung bewirkt. Ärzte und 
Pflegedienste sind zum Nutzen der Pati-
enten enger zusammengerückt. Manche 

Praxen haben den Verordnungsprozess in 
Vorwegnahme des Projekts schon länger 
so gestaltet. Für sie war die Implementie-
rung des veränderten Verordnungsverfah-
rens ein Leichtes. Als große Erleichterung 
wurde der Verzicht auf den Genehmigungs-
prozess, gerade auch in Verbindung mit en-
gen Fristen, seitens der Kostenträger emp-
funden. Der Vertrauensvorschuss hat sich 
bewährt. Die Patienten waren bei gleich-
bleibenden Kosten genauso gut versorgt 
wie vorher. Bei den Ärzten war in Ansät-
zen eine Zeitersparnis zu erkennen. Des-
halb befürwortet die KV Baden-Württem-
berg für die Zukunft einen vereinfachten 
Verordnungs- und Genehmigungsprozess 
analog zum Modellversuch. Hilfreich wäre 
hier ein Online-Verfahren. Der Modellver-
such hat gezeigt, dass Ausfüllfehler die 
Hauptsache für Rückfragen zwischen den 
Akteuren sind. Aus diesem Grund hat die 
Arbeitsgruppe des Modellversuchs HKP pa-
rallel begonnen, das Verordnungsformular 
Muster 12 a gemeinsam weiterzuentwi-
ckeln. Nun gilt es, die gewonnen Verbesse-
rungen in den hierfür zuständigen Gremien 
auf Bundesebene einzubringen.  

UNSER FOTO ZEIGT VON LI. NACH RE.  Rüdiger Kucher/Kassenärztliche Vereinigung Baden­Württemberg, Teresa Klobucnik/vdek, Prof. Dr. Reinhold Wolke/Hochschule 
Esslingen, Josef Freundorfer/DAK Gesundheit, Joachim Müller/vdek, Anja Siegle/Hochschule Esslingen, Kristin Hanuschka/BARMER GEK, Frank Winkler/vdek, Birgit 
Maier/Caritasverband Rottenburg­Stuttgart, Dr. Waltraud Hannes/MDK, Martin Jensen/Sozialstationen Rheinfelden und Waldshut­Tiengen, Renate Matenaer/KV Baden­
Württemberg, Barbara Dietrich­Schleicher/Caritasverband Erzdiözese Freiburg, Ivica Grljusic/ Ökumenische Sozialstation Sindelfingen, Claudia Haußmann­Schaaf/Sozial­
station Wendlingen bei einer von acht Arbeitsbesprechungen in der vdek­Landesvertretung Baden­Württemberg.
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In unserer schnelllebigen Zeit haben langjährige Arbeits-
verhältnisse mittlerweile einen Seltenheitswert. Mit And-
rea Pascolo und Brigitte Schuler können zwei Mitarbeiterin-
nen der vdek-Landesvertretung Baden-Württemberg auf 25 
Jahre zurückblicken. Andrea Pascolo ist Referentin für am-
bulante Versorgung und dort schwerpunktmäßig für die Zu-
lassung von Heilmittelerbringern zuständig. Hierzu gehören 
Physiotherapeuten, Logopäden, Sprachtherapeuten, Ergo-
therapeuten, Podologen, Masseure und medizinische Bade-
meister. Die bekennende Ostälblerin reist in ihrer Freizeit 
sehr gerne und ist – wie sie sagt – „kulinarischen Genüssen 
nicht abgeneigt“.
Brigitte Schuler ist als Referentin ebenso im Referat ambu-
lante Versorgung tätig. Zu ihren Tätigkeitsschwerpunkten 
gehören Sozialpädiatrische Zentren, Psychiatrische Institut-
sambulanzen und Ausbildungsinstitute. Sie ist eine begeis-
terte Hobbyköchin und entspannt gerne bei Yoga oder Lesen.
Das vdek-Team der Landesvertretung Baden-Württemberg 
wünscht Brigitte Schuler und Andrea Pascolo noch viele er-
folgreiche und kollegiale Jahre.

Für den Verband der Ersatzkassen (vdek) kann es nicht 
sein, dass der Arbeitgeberanteil am allgemeinen Beitrags-
satz dauerhaft bei 7,3 Prozentpunkten festgeschrieben 

bleibt. Eine im Land durchgeführte Umfrage bestätigt uns in 
unserem Ansinnen. In einer am 19. Juni 2015 erschienenen Um-
frage im Staatsanzeiger Baden-Württemberg wurden die Lese-
rinnen und Leser der Zeitung mit der Frage konfrontiert, ob der 
Arbeitgeber wieder die Hälfte der Krankenkassenbeiträge tra-
gen soll. 94, 8 Prozent stimmten mit ja. 

U M F R A G E

Paritätische Finanzierung  
der Krankenkassenbeiträge

Ende Juni 2015 trat Harald Müller, Landesgeschäftsführer 
der BARMER GEK Baden-Württemberg und stellvertreten-
der Vorsitzender im vdek-Landesausschuss in den Ruhe-

stand. Damit geht eine Ära zu Ende. „Es gibt noch ein Leben au-
ßerhalb der gesetzlichen Krankenversicherung. Ich habe mich 
fast 46 Jahre gerne und intensiv für die BARMER GEK engagiert. 
Vielfältige Termine und Besprechungen waren stets eng getak-
tet und geplant. Jetzt kann ich selbst entscheiden, was ich heute, 
morgen oder übermorgen tun möchte und darauf freue ich mich“, 
so Harald Müller bei einem Gespräch mit der vdek-Redaktion. 
Er begann 1969 seine Ausbildung zum Sozialversicherungsfa-
changestellten bei der BARMER. 1987 bis 1997 war er Regionalge-
schäftsführer der BARMER Stuttgart und von 1997 bis 2009 Lan-
desgeschäftsführer der BARMER Baden-Württemberg. Mit der 
GEK-Fusionierung war er bis Juni 2015 Landesgeschäftsführer der 
BARMER GEK Baden-Württemberg.
Aufgrund seiner ausgleichenden, moderierenden Fähigkeiten, 
aber auch seiner Durchsetzungsfähigkeit war er außerdem von 
1994 bis 2013 ehrenamtlicher Richter am Sozialgericht Stuttgart. 
Seit 2008 ist er ehrenamtlicher Richter am Verwaltungsgericht 
Stuttgart und seit Juli 2013 ehrenamtlicher Richter am Landesso-
zialgericht Stuttgart. Seit 1989 war er Mitglied im Verwaltungs-
rat des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung (MDK). 
Eine exponierte Funktion hatte er seit 1987 als stellvertretender 
Vorsitzender des Verbands der Ersatzkassen (vdek) Baden-Würt-
temberg inne. Grundlegende Weichenstellungen und Entschei-
dungen im baden-württembergischen Gesundheitswesen bleiben 
jedenfalls untrennbar mit dem Namen Harald Müller verbunden. 
Über seinen Nachfolger werden wir in der nächsten Ausgabe des 
ersatzkasse report. berichten.

L A N D E S G E S C H Ä F T S F Ü H R E R  D E R  B A R M E R  G E K  G E H T

Ende einer Ära:  
Abschied nach 46 Jahren

HARALD MÜLLER  (Zweiter von rechts) war bis zuletzt im Einsatz. Hier mit 
Rainer Hinderer MdL SPD, gesundheitspolitischer Sprecher, Walter Scheller, 
Siegfried Euerle und Frank Winkler (re.) vom vdek in der Landesvertretung.

2 5  J A H R E  V D E K

Heute nicht mehr 
 selbstverständlich
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Sollen Arbeitgeber wieder die Hälfte der 
 Krankenkassenbeiträge tragen?

94,8Ja:
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B Ü N D N I S  F Ü R  A R B E I T  U N D  G E S U N D H E I T

Anerkennung und Wertschätzung  
fördern Gesundheit
Gesunde und gute Arbeitsverhältnisse. Gesundheitsministerin Katrin Altpeter hat  
gemeinsam mit dem vdek und weiteren Partnern das Bündnis „Arbeit und Gesundheit  
in Baden-Württemberg“ unterzeichnet. 

I
n elf gemeinsamen Leitsätzen erken-
nen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, 
Krankenkassen, Unfallkassen, Berufs-
genossenschaften, Rentenversicherung 

sowie die Agentur für Arbeit im Land die 
Bedeutung gesunder und guter Arbeitsver-
hältnisse in Baden-Württemberg an. 

Persönliche Anerkennung und Wert-
schätzung sind wesentliche Kontextfakto-
ren für Gesundheit. Gesundheit ist die un-
abdingbare Voraussetzung dafür, private 
und berufliche Lebensziele zu erreichen. 
Die Stärkung der eigenen Gesundheit 
durch Prävention und Gesundheitsförde-
rung kann Krankheiten wirkungsvoll vor-
beugen und die Arbeitsfähigkeit erhalten. 
Entscheidend ist, dass Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Gesundheit und Beschäftigungs-
fähigkeit im Betrieb unterstützen. Darüber 
hinaus sind ebenso die anderen Lebensbe-
reiche zu berücksichtigen. 

Walter Scheller, Leiter der vdek-Lan-
desvertretung Baden-Württemberg: „Hier 
setzen wir zum Beispiel in kleinen und 
mittleren Unternehmen an und vollziehen 
als Krankenkasse in weiteren Lebenswel-
ten weitere proaktive Schritte. Wir gehen 
auf unsere Versicherten zu und machen 
in allen Lebensphasen und Lebenswel-
ten Gesundheitsangebote im Bereich der 
Prävention und der Gesundheitsförde-
rung. Wir begleiten unsere Versicher-
ten über eine längere zeitliche Phase von 
zum Beispiel 18 Monaten im Betrieb, ge-
wissermaßen unter Anleitung und Mode-
ration. Entscheidend sind für uns danach 
die Nachhaltigkeit und Wirkung, wel-
che maßgeblich von der Motivation und 
der Verantwortung unserer Versicherten 

abhängen, nämlich auf diesem Wege ei-
genverantwortlich und selbstbestimmt 
weiter zu machen. Auf der anderen Sei-
te spielt die Wertschätzung des Mitarbei-
ters durch den Betrieb eine nicht zu unter-
schätzende Rolle.“ So zeigt eine Studie der 
Hochschule Fresenius, dass die persönli-
che Anerkennung eine besondere Bedeu-
tung für die Zufriedenheit und damit auch 
für die Gesundheit von Mitarbeitern hat. 
Wertschätzung von außen, etwa durch Fa-
milienmitglieder, Freunde oder die Öffent-
lichkeit trägt in hohem Maße zum Wohlbe-
finden von Mitarbeitern bei. 

Für die B 52-Verbändekooperation Ba-
den-Württemberg, zu welcher der BKK 
Landesverband Süd, die IKK classic, die 
Knappschaft und die Ersatzkassen gehö-
ren, ist das Sektoren übergreifende Den-
ken und Handeln entscheidend. Walter 

Scheller, stellte für die B 52-Verbändeko-
operation fest: „Für uns ist der Nutzen für 
unsere Versicherten von zentrale Bedeu-
tung. Lebensqualität und Leistungsfähig-
keit gilt es angesichts der demografischen 
Entwicklung zu erhalten und weiter zu ent-
wickeln. Wir setzen uns daher seit vielen 
Jahren für eine umfassende, zielbezogene 
und qualitätsgesicherte Stärkung von Prä-
vention und Gesundheitsförderung ein. 
Hierzu gehören auch Evaluationen. Wir se-
hen hier einen essentiellen Beitrag vieler 
Akteure, die mit unseren Versicherten an 
einem Strang ziehen. Gute und gesunde Ar-
beitsverhältnisse für unsere Versicherten 
zu schaffen, zu erhalten und weiter zu ent-
wickeln sind und bleiben für uns eine stän-
dige Herausforderung und Aufgabe, die im 
Übrigen auch eine gesamtgesellschaftliche 
Verantwortung darstellt.“  

DAS FOTO ZEIGT: (V. l. n. r. sitzend) Martina Lehmann (Regionaldirektion Baden­Württemberg der Bundes­
agentur für Arbeit), Sozialministerin Katrin Altpeter, Nikolaus Landgraf (DGB), (V. l. n. r. stehend) Hubert Seiter 
(Deutsche Rentenversicherung Baden­Württemberg), Walter Scheller (Verband der Ersatzkassen (vdek) – 
Landesvertretung Baden­Württemberg), Dr. Christopher Hermann (AOK Baden­Württemberg), Peer­Michael 
Dick (Südwestmetall – Verband der Metall­ und Elektroindustrie Baden­Württemberg e. V.), Thomas Köhler 
(Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung – DGUV), Siegfried Tretter (Unfallkasse Baden­Württemberg).

FO
TO

  S
oz

ia
lm

in
is

te
riu

m
 B

ad
en

­W
ür

tte
m

be
rg



baden-württemberg

Alles dreht sich um Gesundheit. Gesundheit ist ein ent-
scheidender Teil unserer Lebensqualität. Dies Buch kon-
zentriert sich auf die zentrale Rolle, die der Gesundheit 
in modernen Gesellschaften zukommt. Es beschreibt das 
neue, aktive Gesundheitsverständnis und erläutert die ra-
dikale Umorientierung und Neugestaltung, die dadurch 
erforderlich werden, und es spricht die Paradoxien, Am-
bivalenzen und Ungleichheiten an, die uns im Gesund-
heitsalltag begegnen. Gesundheit ist allgegenwärtig und 
das derzeitige Gesundheitswesen wird zum Nebenschau-
platz, wenn es um die Gesunderhaltung geht. Es braucht 
daher eine neue Gesundheitspolitik, die diesen Namen 
verdient. Dabei geht es nicht nur um neue Strategien, son-
dern auch um eine Diskussion über die Werte und ethi-

schen Grundlagen der Gesundheitsgesellschaft. Bürgerinnen und Bürger, Politik 
und Markt müssen auf neue Weise zusammenwirken, um nachhaltige Gesund-
heit zu ermöglichen. 

B Ü C H E R

Die Gesundheitsgesellschaft

Der Landtag von Baden-Würt-
temberg hat in seiner Sitzung 
vom 27. März 2014, die Einset-

zung einer Enquetekommission „Pfle-
ge in Baden-Württemberg zukunfts-
orientiert und generationsgerecht 
gestalten“ beschlossen. Ziel der En-
quetekommission ist es, die Situation 
der Pflege in Baden-Württemberg zu 
untersuchen und zu überprüfen, wie 
die vorhandenen Rahmenbedingun-
gen verändert und welche Impulse ge-

geben werden müssen, um eine qualitativ hochwertige Pflege dauerhaft sicher-
zustellen. Zur Umsetzung dieses Vorhabens führt die Enquetekommission eine 
öffentliche Anhörung im Plenarsaal des Landtags durch. Im Gegensatz zu den bis-
herigen themenspezifischen Anhörungen – wie am 24. April 2015 zur Finanzierung 
der Pflege – soll am 24. Juli 2015 der vdek auch für die B52-Verbändekooperation, 
bestehend aus dem BKK Landesverband Süd, der IKK classic und der Knappschaft, 
seine Standpunkte und Forderungen zur Pflege allgemein oder zu einzelnen Be-
reichen vortragen. Auf der Grundlage einer schriftlichen Stellungnahme soll den 
Abgeordneten und externen Kommissionsmitgliedern eine schriftliche Stellung-
nahme zur Verfügung gestellt werden. Diese soll sicherstellen, dass sich die Abge-
ordneten gezielt auf unsere Vorstellungen vorbereiten können und ggf. vertiefend 
nachfragen können. 

Z U K U N F T  D E R  P F L E G E

Anhörung im Landtag

Kickbusch/Hartung 
Die Gesundheits­
gesellschaft 
2014, 248 S., 24,95 € 
Verlag Hans Huber, 
Bern

SEIT JAHRESBEGINN  gibt es mehr Leistungen für 
Pflegebedürftige und ihre Angehörigen.

Für die spezialisierte ambulante päd-
iatrische Palliativversorgung (SAPPV) 
zeichnet sich eine Lösung ab. Nach 
vielen Verhandlungsrunden zwischen 
der Baden-Württembergischen Kran-
kenhausgesellschaft und den Kran-
kenkassenverbänden hatten sich die 
Vertragspartner zwar auf einen Mus-
terversorgungsvertrag verständigt, 
konnten aber zunächst keine Eini-
gung bei der Frage der Finanzierung 
erzielen. Anfang 2015 wurden die Ge-
spräche wiederum aufgenommen. Er-
gebnis: Die Palliativversorgung ist 
nunmehr bis 2017 gesichert.
Die Selbstverwaltungspartner haben 
damit erneut ihre Handlungsfähigkeit 
bewiesen und ihr Engagement für die 
spezialisierte ambulante pädiatrische 
Palliativversorgung nachdrücklich 
zum Ausdruck gebracht. Die SAPPV 
soll ihre Arbeit umgehend aufneh-
men. Für die zweite Jahreshälfte 2017 
ist eine gemeinsame Evaluation vor-
gesehen, welche dann für eine an-
gemessene Preisvereinbarung Sorge 
tragen soll. 

S A P P V

Palliativversorgung 
gesichert
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Baden-Württemberg vor der Wahl: 
Die Zukunft der Krankenhäuser im 
Land“ – Die Veranstaltung findet 

am 22. Oktober 2015 mit Gesundheitsmi-
nisterin Katrin Altpeter im Hospitalhof in 
Stuttgart statt.
Den wissenschaftlichen Part  bestreitet 
Dr. Boris Augurzky vom Rheinisch-West-
fälischen Institut für Wirtschaftsfor-
schung. Nach dem wissenschaftlichen Int-
ro folgt eine Podiumsdiskussion mit allen 
im Landtag vertretenen gesundheitspoliti-
schen Sprecherinnen und Sprechern.

V E R A N S T A L T U N G

Zukunft der 
 Krankenhäuser
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V E R A N S T A L T U N G  D E R  B W K G  “ U M S O N S T  I S T  K E I N E  R E H A “ 

Qualität und Wirtschaftlichkeit
Passgenaue, qualitativ hochwertige Rehabilitationsangebote für die Versicherten  
und Wirtschaftlichkeit schließen sich nicht gegenseitig aus, sondern bedingen einander,  
so der Verband der Ersatzkassen.

A
m 11. Mai 2015 wurde der Ver-
band der Ersatzkassen in Ba-
den-Württemberg von der 
Baden-Württembergischen 

Krankenhausgesellschaft (BWKG) zur 
Veranstaltung „Umsonst ist keine Reha“ 
in den Hospitalhof nach Stuttgart einge-
laden. Für die gesetzliche Krankenversi-
cherung waren die Ersatzkassen mit ih-
rem Verband vdek aufmerksame Zuhörer.

Im Zentrum der Veranstaltung stand die 
Kampagne mit dem Motto „Umsonst ist kei-
ne Reha“, welche die BWKG im Herbst 2014 
initiiert hatte. Im Mittelpunkt der Kampag-
ne stehen Patienten aus baden-württem-
bergischen Reha-Kliniken. Sie setzen sich 
mit ihrer persönlichen Geschichte und ih-
ren Gesichtern für die Rehabilitation ein. 
Mit Plakaten, Postkarten, Veranstaltun-
gen und Aktionen machen die Reha-Klini-
ken seitdem im Rahmen der Kampagne auf 
die Situation der medizinischen Rehabili-
tation aufmerksam. In der Veranstaltung 
wurde eine Zwischenbilanz der Kampag-
ne gezogen und die bisher gesammelten 
Postkarten und Unterschriften symbolisch 
an die Anwesenden Politiker, Karin Maag 
MdB CDU, Heike Baehrens, MdB SPD und 
Manfred Lucha, MdL Bündnis 90/Die Grü-
nen übergeben. 

Passgenaues Versorgungsangebot

Darüber hinaus wurde das Thema Reha-
bilitation vom Präsidenten der Deutschen 
Krankenhausgesellschaft (DKG) und Vor-
standsvorsitzenden der BWKG, Thomas 
Reumann, Bundes- und Landespolitikern 
sowie dem Verband der Ersatzkassen 
(vdek) aus unterschiedlichen Blickpunkten 
beleuchtet und diskutiert. Hierbei machte 
Frank Winkler vom vdek in der Diskussion 

deutlich, dass „eine Krankenkasse für den 
Versicherten mit seinen individuellen 
Anforderungen ein passgenaues Versor-
gungsangebot in einer geeigneten Reha-
bilitationseinrichtung in den Mittelpunkt 
stellt. Selbstredend ist, dass bei Alternati-
ven auch nach wirtschaftlichen Gesichts-
punkten entschieden werden muss. Hier 
unterliegt eine Krankenkasse dem Wirt-
schaftlichkeitsgebot gemäß § 12 SGB V. 
Die Krankenkassen verhandeln seit vielen 
Jahren verantwortungsvoll die kollektiven 
Vergütungssätze mit den Rehabilitations-
einrichtungen.“

Marktpreisprinzip

Für das Zustandekommen von Pflegesät-
zen oder Fallpauschalen gilt das Markt-
preisprinzip. Dabei treten die beteiligten 
Partner in Verhandlung und vereinbaren 
gemeinsam eine Vergütung. Die Vergütun-
gen der Rehabilitationseinrichtungen kön-
nen zum Beispiel je nach Behandlungsbild, 

Personalstruktur, Ausstattung der Einrich-
tung, Therapieangebot und Zeitfenster in 
Höhe und Form variieren. Die jeweilige 
Kostenkalkulation ist dabei Sache der Re-
habilitationseinrichtung, der Deutschen 
Rentenversicherung oder der Krankenkas-
sen. Die Krankenkassen müssen bei Ver-
handlungen jedoch stets das Wirtschaft-
lichkeitsgebot beachten. Können sich 
Verhandlungspartner nicht auf eine Ver-
gütung verständigen, kann seit dem Jahr 
2012 das Instrument der Schiedsstelle he-
rangezogen werden. 

 Die Veranstaltung war überwiegend 
von Geschäftsführerinnen und Geschäfts-
führern sowie Klinikleiterinnen und Kli-
nikleitern baden-württembergischer Re-
habilitationskliniken besucht. Am Rande 
der Veranstaltung konnte Frank Wink-
ler vom Verband der Ersatzkassen (vdek) 
auch mit dem Präsidenten der Deutschen 
Krankenhausgesellschaft (DKG) und Vor-
standsvorsitzenden der BWKG, Thomas 
Reumann, sprechen.  

DAS FOTO  zeigt im Beisein von Biggi Bender (Bündnis 90/Die Grünen) rechts, Frank Winkler vom vdek bei der 
Diskussion. Sabine Blaschka/TK (links) und Carola Herter/BARMER GEK (hinten links) verfolgen die Debatte 
aufmerksam.
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Der vdek informiert, dass mit dem 
Notfallsanitäter ein neues Berufs-
bild anstelle des Rettungssanitäters 
etabliert wird. Anders als der Ret-
tungssanitäter, dessen Ausbildung 
zwei Jahre dauert und einen Haupt-
schulabschluss voraussetzt, soll 
der Notfallsanitäter drei Jahre aus-
gebildet werden und mindestens 
die Mittlere Reife vorweisen. Der 
Notfallsanitäter soll am Einsatzort 
mehr medizinische Kompetenzen 
haben als der Rettungssanitäter 
und dadurch die Notärzte entlasten. 
Dadurch gerät für den vdek auch die 
doppelte Hilfsfrist in den Fokus der 
Diskussion.
Weiter drängen die Ersatzkassen-
vertreter darauf, die zeitliche Ret-
tungskette zu verbessern. Die Über-
gabezeit an den Kliniken dauert oft 
zu lange. Auch die Verbesserung 
der Leitstellenarbeit kann wertvolle 
Zeit sparen helfen. 
Bei der geplanten Reform des Ret-
tungsdienstes spielt die Finanzie-
rung durch die Krankenkassen eine 
wichtige Rolle. Hier sollte nach Auf-
fassung des vdek gelten: „Wer fi-
nanziert, sollte auch eine entspre-
chende Mitentscheidungsbefugnis 
haben.“ Die Zahl der Rettungsleit-
stellen im Land sollte auf zehn bis 
zwölf Zentren konzentriert werden. 
Bisher gibt es 37 Rettungsdienst-
bereiche pro Landkreis, was jedoch 
für die Organisation des Rettungs-
dienstes nicht zwingend erforder-
lich ist. Entscheidend sind für die 
Ersatzkassen Leitstellen mit hoher 
Qualität sowohl beim Personal als 
auch in den Arbeitsabläufen. Für 
die Versorgung und Sicherheit der 
Bevölkerung ist nicht die Anzahl 
der Leitstellen das entscheidende 
Kriterium. 

Im Land gibt es derzeit 48 Pflegestütz-
punkte, die flächendeckend auf 44 
Stadt- und Landkreise verteilt sind. 

Diese arbeiten nach einem einheitlichen 
Konzept und sind somit untereinander 
vergleichbar. Die kommunalen Landesver-
bände und das Land fordern weitere Pfle-
gestützpunkte. Für den vdek mit seinen 
Kranken- und Pflegekassen sind die vor-
gelegte wissenschaftliche Evaluation so-
wie eindeutige Prüfkriterien maßgeblich, 
welche Grundlage für ggf. weitere Pfle-
gestützpunkte sein müssen. Ein zentrales 
Kriterium ist die Auslastung der Pflege-
stützpunkte. Darüber hinaus sind die per-
sonelle Ausstattung und die originären 
Tätigkeiten, welche in einem Stützpunkt 
realisiert werden, zu bewerten. Weitere 
wichtige Hinweise liefern Erreichbarkeit 
und Anfahrtswege sowie Einwohnerzahl 
und Altersstruktur im relevanten Stadt- 
bzw. Landkreis. 
Zum Hintergrund: In allen Pflegestütz-
punkten erhalten Rat- und Hilfesuchende 
eine kostenlose, umfassende und unab-
hängige Auskunft und Beratung zu allen 
Fragen im Zusammenhang mit Pflegebe-
dürftigkeit.

P F L E G E S T Ü T Z P U N K T E

Eindeutige 
 Prüf kriterien 
 gefordert

R E T T U N G S D I E N S T

Neues Berufsbild 
Notfallsanitäter

Mehr entscheiden, mehr Gesundheit? 
Wer an den Entscheidungen über 
seine Lebensgestaltung, seine Ge-
sundheit und seine Krankenversor-
gung beteiligt ist, der hat auch grö-
ßere Gesundheitschancen. Dieser 
schöne Gedanke liegt vielen Ansät-
zen in Theorie, Konzepten und Praxis 
zugrunde – sowohl in der Prävention 
und Gesundheitsförderung als auch 
in der Krankenversorgung. Autorin-
nen und Autoren verschiedener Dis-
ziplinen fragen nach Begründungen 
sowie Bedingungen für gesundheits-
bezogene Entscheidungsteilhabe.

Rosenbrock/Hartung (Hrsg.) 
Handbuch Partizipation und 
Gesundheit 2012 
451 S., 49,95 € 
Verlag Hans Huber, Bern

Wie funktioniert das deutsche 
Gesundheitswesen? Das deutsche 
Gesundheitswesen und die Gesund-
heitspolitik sind kompliziert, nicht 
zuletzt aufgrund der zahlreichen 
Gesundheitsreformen. Das Buch 
bietet eine allgemein verständliche 
Einführung in die gegenwärtige 
Struktur und Funktionsweise des 
Gesundheitssystems und seiner wich-
tigsten Teilbereiche. Die Neuauflage 
berücksichtigt Neuerungen der Ver-
sorgungsstruktur und der Pflegever-
sicherung. Alle Versorgungsbereiche 
des deutschen Gesundheitswesens 
werden auch aus der Sicht der Pati-
enten und Versicherten dargestellt.

Michael Simon 
Das Gesundheitssystem in 
Deutschland –  
Eine Einführung in die Struktur 
und Funktionsweise 
2013, 596 S., 29,95 € 
Verlag Hans Huber, Bern

B Ü C H E R

Partizipation und 
Gesundheit

Gesundheitssystem

I M P R E S S U M

Herausgeber 
Landesvertretung Baden-Württemberg 
des vdek
Christophstr. 7, 70178 Stuttgart
Telefon 07 11 / 2 39 54-19
Telefax 07 11 / 2 39 54-16
E-Mail frank.winkler@vdek.com
Redaktion Frank Winkler
Verantwortlich Walter Scheller
Druck Lausitzer Druckhaus GmbH
Konzept ressourcenmangel GmbH
Grafik schön und middelhaufe
ISSN-Nummer 2193-2220


